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Europäische Wirtschaft

1 Grundzüge europäischer Wirtschaftspolitik

Die Wirtschaftspolitik der Europäischen Union ist darauf ausgerichtet, die Wirtschaft der Mitgliedstaaten zu koordinieren. Ziel ist u.a. Rationalisierung und Abstimmung des Koordinationsprozesses mit der Beschäftigungspolitik herbei zu führen. Mittelfristig soll gewährleistet werden, dass die EU zum wettbewerbfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt wird.

Allgemeine wirtschaftspolitische Leitlinien

Die Leitlinien richten sich an alle Mitgliedstaaten, sie setzen sich mit den spezifischen Aufgabenstellungen für die Eurozone auseinander. Durch den Beitritt zehn neuer Mitgliedstaaten (2004) wurden sie von der Kommission zur Integration der neuen Beitrittsländer  aktualisiert.

Strategische Ziele des Programms von Lissabon

· Beschäftigungspolitik. 

In der Beschäftigungspolitik sind die Mitgliedstaaten gehalten, neben den  Grundzügen der Wirtschaftspolitik auch die beschäftigungspolitischen Leitlinien  und Empfehlungen umzusetzen.

•     Stärkung der Wirtschaft der Europäischen Union 
•     Wachstumspolitik

Zur Stärkung des Wirtschaftswachstums, das auf Grund geopolitischer Spannungen, nachlassender Exportnachfrage und des schwindenden Vertrauens bei Unternehmern und Verbrauchern schwächer ist als erwartet, ist es wichtig, dass die Wirtschaftspolitik Vertrauen einflößt. Das trägt dazu bei, die Voraussetzungen sowohl für eine kräftigere Binnennachfrage und Schaffung von Arbeitsplätzen als auch für eine mittelfristige Erweiterung des Wachstumspotenzials zu schaffen.

.

Wachstums- und stabilitätsorientierte makroökonomische Politik
Aufgaben der Mitgliedstaaten sind insbesondere

· einen nahezu ausgeglichenen Haushalt oder einen Haushaltsüberschuss zu erreichen oder aufrechtzuerhalten,

· bei übermäßigem Defizit sollen sie eine Korrektur im Einklang mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt herbeiführen,

· sofern diese Voraussetzungen erfüllt sind, eine antizyklische Wirtschaftspolitik betreiben, 

· bei Löhnen und Gehältern sollten geeignete Rahmenbedingungen für die Lohnverhandlungen der Sozialpartner gefördert werden. In diesem Zusammenhang ist sicherzustellen, dass die Nominallohnerhöhungen mit Preisstabilität und Produktivitätsgewinnen vereinbar sind. Die Arbeitskosten sollten sich weiter maßvoll entwickeln, damit mehr beschäftigungswirksame Investitionen getätigt werden. 
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Wirtschaftsreformen zur Erhöhung des Wachstumspotenzials
Strukturpolitik

Um Synergieeffekte zu erzielen, sollten Reformen möglichst koordiniert umgesetzt werden. 

	Bereich …
	Vorschlag zur Reform …

	Beschäftigung
	- Abgaben und Leistungen  sollen sich stärker an der Beschäftigungswirksamkeit orientieren

- Beachtung der Produktivitätsunterschiede und Anpassung von Löhnen und Gehältern in den Tarifverhandlungssystemen 

- Überprüfung der Arbeitsmarktregelungen (Zugang zum Arbeitsmarkt, Arbeitsschutz, flexiblere Arbeitsorganisation)  

- Förderung der (geografischen wie beruflichen) Mobilität der Arbeitskräfte 

- Gewährleistung wirksamer aktiver Arbeitsmarktpolitiken

	Produktivität
	- Förderung des Wettbewerbs auf den Güter- und Dienstleistungsmärkten

- Beschleunigung der Integration der Kapitalmärkte

- Förderung von Unternehmergeist sowie der Gründung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)

-  Förderung von Investitionen in Wissen, neue Technologien und Innovation. 

- Steigerung des Wachstumsbeitrags des öffentlichen Sektors.


Nachhaltigkeit des Wachstums
Das Wirtschaftswachstum in der Europäischen Union soll auf lange Sicht verbessert werden. Dazu bedarf es  gesicherter öffentlicher Finanzen: 
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Im Bereich der Umwelt verfolgt die EU das Ziel eines  effizienten Umgangs mit den natürlichen Ressourcen  durch

· Abbau von Anreizen, die sich negativ auf die Umwelt auswirken 

· Abbau von Subventionen für nicht erneuerbare Energien, Verbesserung des Energienutzungsgrads und Steigerung des Anteils der erneuerbaren Energien .

· Anpassung des Steuersystems, der Abgaben und Subventionen im Verkehrsbereich 

· Berücksichtigung der im Rahmen des Kyoto-Protokolls gemachten Zusagen. 

2 Europäische Union und ihre Institutionen

2.1
Europäische Union

e – European Union
f – Union Européenne 

Strukturelle Merkmale  der Europäischen Union


Die Europäische Union ist ein Zusammenschluss demokratischer europäischer Länder. Sie haben sich der Wahrung des Friedens und dem Streben nach Wohlstand verschrieben. Die Union ist kein Gesamtstaat einzelner Mitgliedstaaten, sie ist aber mehr als eine internationale Organisation. Völkerrechtlich gilt sie als supranationale Organisation da sie über gemeinsame Organe verfügt, denen einzelstaatliche Souveränitäten übertragen wurden. Auf diesem Weg können Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse demokratisch und überstaatlich geregelt werden. Das Ergebnis eines langjährigen Prozesses in Richtung Harmonisierung ist die „Europäische Integration“.

Wesentliche Eckpunkte der Institutionen der EU sind folgende Merkmale, die in den Verträgen über die Gemeinsamkeiten in der Union ihren Ausdruck finden:
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In der EU-25 leben heute 453 Mio. Menschen, allein durch die Osterweiterung 2004 sind 75 Mio. Menschen dazugekommen. Sie erarbeiten ein Viertel des globalen Bruttosozialprodukts.
Zeittafel der EU-Erweiterungen

Gründungsjahr 
Gründungsmitglieder 

1958
Deutschland, Frankreich, Italien, Niederlande, Belgien, Luxemburg

Beitrittsjahr
Beitrittsländer
1973
Großbritannien und Nordirland, Irland, Dänemark

1981
Griechenland

1986
Spanien, Portugal

1995
Österreich, Schweden, Finnland

2004
Polen, Ungarn, Tschechische Rep., Slowakische Rep., 

Slowenien, Estland, Lettland, Litauen, Malta, Zypern

2007 (angestrebt)
Bulgarien, Rumänien

Beitrittszeitpunkt offen
Türkei (Kandidatenstatus seit 1999)

Durch den Vertrag von Maastricht, der 1994 in Kraft getreten ist, kam es zur Gründung der Europäischen Union, wie sie heute dargestellt wird. Das gemeinsame Dach, der Unionsvertrag (EUV), wird von drei Säulen getragen:

•
Erste Säule
Sie besteht im Wesentlichen aus den Gemeinsamkeiten in wirtschaftlichen Bereichen, wie zB aus der

- Europäischen Gemeinschaft (EG), ua mit den Inhalten Zollunion, Binnenmarkt, Agrarpolitik, Strukturpolitik, Wirtschafts- und Währungsunion,

- Europäischen Gemeinschaft für Atomenergie (EAG/EURATOM).

•
Die zweite Säule bildet die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), die ua der Friedens​er​hal​tung, der Durchsetzung der Menschenrechte, der Hilfe für Drittstaaten bzw. Fragen der äußeren Sicherheit der EU dient.

· Die dritte Säule dient der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres. Asylpolitik, Außen​gren​zen der EU, Drogenbekämpfung, Kampf gegen organisiertes Verbrechen, Zusammenarbeit in Justiz- und Poli​zeiangelegenheiten sind die Ziele.
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Politische und wirtschaftliche Struktur der Europäischen Union

Die Struktur der EU ist durch ihre Institutionen gekennzeichnet, die unten näher behandelt werden.

Überblick:







    






2.2 Entscheidungsorgane der EU
•
Der Ministerrat wird unterstützt durch:

Aufgaben
Der Ministerrat hat die Leitlinien für die Unionspolitik festzulegen,  indem er über die Vorschläge der Kommission entscheidet. Eine zentrale Rolle spielt der Ausschuss Ständiger Vertreter der Mitgliedsstaaten, der die Sitzungen des Rates auf Ebene der EU-Botschafter in Brüssel vorbereitet.

Zusammensetzung
Der Ministerrat besteht aus je einem Vertreter pro Mitgliedsland (25). In Angelegenheiten der Gesetzgebung vertritt id.R. der zuständige Fachminister oder dessen Vertreter sein Heimatland. Sie haben zusammen 321 Stimmen. Ein Beschluss mit qualifizierter Mehrheit kommt mit einer Mindestzahl von 232 Stimmen zustande. Bei Abstimmungen, die die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder oder die Zustimmung von 2/3 der Mitglieder voraussetzen, kann ein Ratsmitglied beantragen, dass geprüft wird, ob die mehrheitsbildenden Mitgliedsstaaten mindestens 62 % der EU-Bevölkerung darstellen. Andernfalls kommt der Beschluss nicht zustande. Der Sitz des Ministerrates ist Brüssel.
•
Europäischer Rat
Der Europäische Rat ist das höchste Gremium der Gemeinschaft. Er wird von den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten gebildet sowie dem Präsidenten der EU-Kommission. Der Rat fällt politische Grundsatzentscheidungen und löst Auf​gaben, die der Ministerrat nicht zu lösen vermag.
2.3 Exekutivorgan der EU
Exekutivorgan ist die EU-Kommission. Die EU-Kommission handelt nur im Interesse der Gemeinschaft. Sie kann von keiner Regierung Weisungen entgegennehmen.

Aufgaben
•
Ausarbeitung von Vorschlägen zur Gemeinschaftspolitik

•
Vorlagen an den Ministerrat

•
Durchführung der Gemeinschaftspolitik auf Grund der Beschlüsse

•
Verwaltung der Fonds und der gemeinsamen Programme

Zusammensetzung
Die Kommission besteht aus 25 Mitgliedern (ab 1. Nov. 2004). Sie werden vom Rat mit qualifizierter Mehrheit und im Einvernehmen mit dem Kommissionspräsidenten ernannt. 
2.4 Kontrollorgane
•
Europäisches Parlament
e – European Parliament
f – Parlement Européen (m.), Assemblée Européenne (f.)
Das Europäische Parlament zählt zu den Kontrollorganen der EU. Es setzt sich aus Fraktionen, die über nationale Grenzen hinaus gebildet werden, zusammen. Die legislative Tätigkeit des Europäischen Parlaments liegt im Recht zur Mitentscheidung bei Ratsbe​schlüssen. Häufig geht es dabei um Mehrjahresprogramme wie bei der Forschung und Umwelt, aber auch um Rechtsakte, die zB den Binnenmarkt, das Niederlassungsrecht, die Dienstleistungen oder die Bildung betreffen. Darüber hinaus übt das Europäische Parlament folgende wichtige Kontrollrechte aus: Fragerecht, Misstrauensvotum, Kontrolle der Ratsbeschlüsse und internationalen Abkommen, Budgetrecht.

Das Europäische Parlament besteht seit 2004 aus 732 Abgeordneten, es wird durch Direktwahl auf fünf Jahre gewählt, Sitz des Parlaments ist Strassburg, Tagungen finden aber auch in Brüssel statt. Österreich entsendet 18 Abgeordnete.
•
Europäischer Rechnungshof
Der Europäische Rechnungshof ist das finanzielle Kontrollorgan der Union. Er überwacht die Aus​​führung des Haushaltsplanes auf Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit. Der Rechnungshof besteht aus 25 Mitgliedern, die auf sechs Jahre gewählt werden.
•
Europäischer Gerichtshof
Der Europäische Gerichtshof kann Rechtsakte der Kommission, des Rates oder einer Regierung, die mit Ver​trägen im Widerspruch stehen, für unwirksam erklären. Klagebefugt ist jeder Betroffene in EU-Ange​legenheiten. Im Bereich des Gemeinschaftsrechtes sind die Urteile des Europäischen Gerichtshofes für die nationale Rechtssprechung der Mitgliedsländer maßgebend. Er beeinflusst stark innerstaatliches Verfassungs​recht, obwohl er keine Sanktionen verhängen kann.

2.5  Europa der Regionen

Die Regionen sind neben der Europäischen Union und den Mitgliedstaaten die bürgernahe Ebene des politischen Handelns. Die Erweiterung der EU bringt es mit sich, dass die Bedeutung der Nationalstaaten abnimmt. Die Bedeutung der Regionen liegt in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. Regionale Identitäten und historische  Zusammenhänge bilden die Grundlage dieser Zusammenschlüsse. Parallel zur Erweiterung auf Ebene der Regierungen und der Staaten entstand dadurch ein „Europa von unten“.

Struktur und Regionalpolitik
	Zwischen den Regionen der Europäischen Union besteht ein  auffallendes  Wohlstandsgefälle in Bezug auf Einkommen und Chancen. Mit dem Beitritt zehn neuer Mitgliedstaaten im Mai 2004, deren Einkommen deutlich unter dem Unionsdurchschnitt liegen, hat sich diese Kluft vertieft. Durch die Regionalpolitik werden Mittel von den wohlhabenden auf die ärmeren Regionen übertragen. Sie ist ein Instrument der finanziellen Solidarität und gibt zudem wichtige Impulse für die wirtschaftliche Integration.


Der unterschiedlichen wirtschaftlichen Entwicklung einzelner Regionen  wird durch eine gesamteuropäische Strukturpolitik begegnet. Damit soll verhindert werden, dass sich die Regionen wirtschaftlich auseinander entwickeln.

Im Ausschuss der Regionen (AdR) werden alle wichtigen, die Regionen betreffenden Angelegenheiten erörtert. Er hat beratende Funktion  und dient dem Informationsfluss zwischen der europäischen und der regionalen Ebene.

Der AdR tagt in Fachkommissionen.

In folgenden Politiken ist der Ausschuss zwingend zu hören:

· Jugendbildung

· Kultur

· Gesundheit

· Transeuropäische Netze

· Kohäsionsfonds

· Regionalfonds

Folgende Strukturmaßnahmen dienen der wirtschaftlichen Entwicklung benachteiligter Regionen:
Förderziele:

Ziel 1

Entwicklung und strukturelle Anpassung der Regionen mit Entwicklungsrückstand (dafür werden ca. 2/3 der Strukturfondsmaßnahmen , das sind 213 Mrd EUR für 2000 -  2006, ausgeschüttet)

Ziel 2

Wirtschaftliche und soziale Umstellung von Regionen mit Strukturproblemen (der Bevölkerungsanteil darf nicht mehr als 18 % der Gesamtbevölkerung der EU ausmachen)

Ziel 3

Entwicklung der Humanressourcen außerhalb der unter Ziel 1 fallenden Regionen

Über die Strukturfonds werden die Förderziele finanziert, die Mittel kommen aus dem EU-Haushalt.

EFRE

Europäischer Fonds für regionale Entwicklung

ESF

Europäischer Sozialfonds

EAGFL

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft

FIAF

Finanzierungsinstrument für die Ausrichtung der Fischerei

Die EU unterstützt ergänzend bestimmte Projekte und Maßnahmen innerhalb von Gemeinschaftsinitiativen wie z.B. INTERREG, LEADER, EQUAL und URBAN.

2.6
Europäische Währungsunion
Schon 1970 wurden im „Werner-Plan“ Vorschläge zur Europäischen Währungsunion gemacht. Unter anderen sind folgende Ziele darin enthalten:

–
Koordination währungspolitischer Schritte

–
Öffnung der Kapitalmärkte

–
Abbau der Devisenbeschränkungen

–
Einrichtung eines europäischen Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit

–
Europäisches Zentralbankensystem (ähnlich dem Federal Reserve System der USA)

EWS I 

Bis zum Start der Europäischen Währungsunion (1999) existierte zwischen den Mitglieds​ländern der Union das Europäische Währungssystem  I (EWS I, seit 1990). Es hatte das Ziel, zwischen den Ländern mit starker wirtschaftlicher Verflechtung währungspolitische Stabilität herzustellen. Die Kurse (= Preise) der Währungen der Mitgliedsländer sollten zueinander stabil, berechenbar und zugleich anpassungsfähig sein. Zum Verkehr zwischen den nationalen Notenbanken diente eine künstliche Verrechnungseinheit, der ECU. Um die Kurse der Währungen der Mitgliedsländer des EWS I zu stabilisieren, wurden die Währungen aneinander gebunden. Einvernehmlich wurden staatliche Leitkurse gegenüber dem ECU festgelegt. Um diese bilateralen Leitkurse wurden  zulässige Schwankungsbreiten festgelegt. Die nationalen Zentralbanken wurden verpflichtet, Kursabweichungen innerhalb von ±2,25 % zu verteidigen. Drohte eine Währung diesen „Tunnel“ zu verlassen, musste die Zentralbank intervenieren.

Die Wirtschafts- und Währungsunion wurde in drei Stufen bis 1999 verwirklicht. Da​zu mussten sich die Mitgliedsländer bemühen, bestimmte volkswirtschaftliche Eckdaten (Konvergenzkriterien) zu erfüllen (siehe Kapitel Geld und Währung, 3.2 Vom EWS zur Währungsunion).

Inhalte der Wirtschafts- und Währungsunion:

–
Vollständige Aufgabe währungspolitischer Souveränität und Übertragung der Souve​rä​nität auf die Organe der Europäischen Zentralbank (EZB, in Frankfurt).

–
Die nationalen Notenbanken werden der EZB unterstellt.

–
Eine einheitliche Währung, der EURO, ersetzt die Wäh​run​gen der Mitgliedsländer.

–
Die an den Regeln der EU orientierte Wirtschaftspolitik der Mitglieder unterliegt einer strengen Kontrolle der Organe der WWU.


Vom EWS I zur Währungsunion (WU)

Durch das EWS hat die EU bereits ein beachtliches Maß an währungspolitischer Kooperation er​reicht. Die fortschreitende Entwicklung zum Binnenmarkt, in dem es keine Grenzen mehr zwischen den Mitgliedstaaten gibt, kann nur zur Geltung kommen, wenn es eine einheitliche Währung gibt. 


Der Weg zur europäischen Währung Euro

  1990 bis 1993: Einführung des freien Kapitalverkehrs und  Einbindung der Währungen in das 

1994: Gründung des EWI zur Einsetzung des Direktoriums der EZB und Errichtung des ESZB. Die Mitgliedsländer müssen sich bemühen, die Konvergenzkriterien zur Teilnahme an der WU zu erfüllen

  1998: Entscheidung der Staats- und Regierungschefs über die Teilnehmer an der WU

1. 1. 1999: Unwiderrufliche Fixierung der Wechselkurse durch ECOFIN 

EZB beginnt einheitliche Geldpolitik in Euro

1. 1. 2002: Euro neben der nationa​len Währung, Einführung neuer Münzen und Banknoten

  1. 3. 2002: Euro ist alleiniges gesetzliches Zahlungsmittel

Im Mittelpunkt der WU steht die Europäische Zentralbank mit dem Sitz in Frankfurt/Main. Ihr Hauptziel ist die Erhaltung der Stabilität der europäischen Währung. Sie ist nicht an die Wei​sun​gen der Regierungen gebunden. Die nationalen Zentralbanken bleiben bestehen, auch sie sind nach innen weisungsfrei, sie bilden mit der EZB, der sie unterstellt sind, das Europäische System der Zentralbanken (ESZB). Die Entscheidungsgremien sind der EZB-Rat und das EZB-Direktorium.

2.7 Finanzinstitutionen der EU

2.7.1 Europäische Zentralbank
Im Mittelpunkt der WU steht die Europäische Zentralbank mit dem Sitz in Frankfurt/Main. Ihr Hauptziel ist die Erhaltung der Stabilität der europäischen Währung. Sie ist nicht an die Wei​sun​gen der Regierungen gebunden. Die nationalen Zentralbanken bleiben bestehen, auch sie sind nach innen weisungsfrei, sie bilden mit der EZB, der sie unterstellt sind, das Europäische System der Zentralbanken (ESZB). Die Entscheidungsgremien sind der EZB-Rat und das EZB-Direktorium.

· Hauptziel ist die Er​hal​tung der Stabilität der europäischen Wäh​rung

· Sie ist völlig unabhängig von den nationalen Regierungen oder zent​ralen Instanzen

· Zentralbanken der Mitgliedstaaten bleiben bestehen, sie bilden zusammen mit der  EZB das System Europäischer Zentralbanken

· Die Zentralbanken der Mitgliedstaaten sind den Weisungen der EZB unterworfen

· Das Direktorium, das aus 6 Mitgliedern besteht, führt die laufenden Geschäfte der EZB

· Der EZB-Rat formuliert die Währungspolitik der EU, er besteht aus 12 Zentralbankpräsidenten der Mitgliedsländer

· Das Kapital der EZB halten die nationalen Zentralbanken ent​sprechend der Bevölkerungszahl und der wirtschaftlichen Bedeutung

Voraussetzung für eine Teilnahme an der EWU ist die Erfüllung der Konvergenzkriterien:

–
Die Inflationsrate darf im Jahr vor der Überprüfung höchstens 1,5 % über derjenigen der drei preisstabilsten Mitgliedstaaten liegen.

–
Das öffentliche Defizit und die Staatsverschuldung sollen die im Rahmen der Bestimmungen über die Wirtschaftsunion festgelegten Grenzen von 3 % bzw. 60 % des BIP nicht überschreiten.

–
Die Währung des Landes muss am engen Band (±2,25 %) des Europäischen Währungssystems seit min​destens zwei Jahren ohne selbst initiierte Abwertung und größere Anspannungen teilgenommen haben.

–
Die langfristigen Zinssätze sollen um nicht mehr als 2 % über jenen der drei preisstabilsten Mit​gliedstaaten liegen.

2.7.2 Wechselkurspolitik in der Währungsunion und im EWS II

Für Länder der Europäischen Union, die an der WU ab 1999, mit Beginn der dritten Stufe, nicht teilnahmen, wurde die Einführung eines Wechselkursmechanismus beschlossen. Im EWS II ist ua vereinbart, dass

–
die nationale Währungspolitik mit der WU und

–
insbesondere das Festsetzen von Leitzinsen abzusprechen ist sowie

–
nötigenfalls auf den Devisenmärkten zu intervenieren ist.

Interventionsmechanismus
Die Zentralbanken des EWS sind zum Ankauf zu schwacher EWS-Währungen und zum Ver​kauf zu starker EWS-Währungen verpflichtet. Interventionen finden auf den Devisen​märkten üblicherweise in Form von Stützungskäufen durch die in einem Währungssystem (zB EWS II) verbundenen Zentralbanken statt. Damit soll im System fixer Wechselkurse möglichst weit​gehende Stabilität der Währungen innerhalb des Systems gewährleistet werden. 

Das gilt auch für das Land mit der schwachen Währung, es muss mit stabilen Fremd​wäh​rungen auch aus eigenen Devisenbeständen seine schwache Landeswährung kaufen bzw. bei zu starker eigener Währung diese verkaufen.
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Erreicht eine Währung zB den unteren Interventionspunkt, sind die Zentralbanken zu un​be​grenzten Interventionen verpflichtet. Gestützt wird die unter einem Abwertungsdruck be​find​liche Währung, um ihren Kursverfall zu beeinflussen. Im EWS wird der Zentralbank, deren Wäh​rung Gefahr läuft, abgewertet zu werden, Kredit von den anderen Zentralbanken in Lan​deswährung gewährt, um die Stützungskäufe durchführen zu können.
Stabilitäts- und Wachstumspakt
Auf der Tagung des Europäischen Rates in Amsterdam wurde zwischen den Teilnehmerländern ein Stabilitäts- und Wachstumspakt beschlossen, der in zwei Ratsverordnungen umgesetzt wurde. 

Inhalte

–
Alle EU-Mitgliedsländer streben mittelfristig ausgeglichene oder Überschüsse aufweisende öffentliche Haushalte an;

–
Errichtung eines Frühwarnsystems zur Kontrolle der Finanzlage öffentlicher Haushalte;

–
Bei einem Budgetdefizit über 3 % müssen 0,2 bis 0,5 % des BIP als unverzinsliche Einlage bei der EU hinterlegt werden;

–
Bei mehr als dreijährigem übermäßigem Budgetdefizit wird die Einlage in eine Geldbuße umgewandelt;

–
Als nicht übermäßig gilt ein Budgetdefizit, das auf ein außergewöhnliches Ereignis zurückzuführen ist (zB Naturkatastrophe).

In Stabilitätsprogrammen erläutern die Mitgliedstaaten, wie sie in den ersten drei Jahren nach dem Beitritt zur WU die Ziele des Stabilitäts- und Wachstumspaktes erreichen werden. Jedes Land muss dieses Programm dem EU-Rat der 12 Teilnehmerstaaten der WU vorlegen. Die Kommission bewertet die nationalen Programme und empfiehlt dem Rat Schlussfolgerungen.

Euro-12
An der Europäischen Währungsunion nehmen gegenwärtig (2005) zwölf Mitgliedsländer der EU teil:

Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien, Belgien, Irland, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Finnland, Griechenland und Österreich. Die Zentralbanken dieser Staaten haben damit auf ihr Recht, Geld auszugeben, zugunsten des ESZB verzichtet. Damit haben sie ihre Geld- und Währungspolitik fusioniert und den Euro als gemeinsame Währung eingeführt. Großbritannien und Nordirland, Schweden und Dänemark nehmen aus unterschiedlichen Gründen nicht an der WU teil.


Für Österreich gilt folgender Wechselkurs:
ATS 13,7603
=
EUR 1,00. 

Dementsprechend sind
ATS 100,00
=
EUR 7,2673.
Der Wechselkurs ist für alle Teilnehmerstaaten untereinander unwiderruflich festgelegt.

Mitgliedsländer der EU, die noch nicht an der Währungsunion teilnehmen (Großbritannien und Nordirland, Schweden und Dänemark, sowie die 10 neuen Beitrittsländer der Osterweiterung 2004)  können am EWS II, einem Europäischen Wechselkursmechanismus, teilhaben. 

2.7.3 Einheitliche Geldpolitik des Europäischen Systems der Zentralbanken
Für die EZB ist vorrangig die Sicherung der Preisstabilität in der Währungsunion wichtig. Grundsätzlich kommen dafür die Geldmengensteuerung und das Inflationsziel in Frage. 

Dazu treten einige weitere grundlegende Ordnungsaufgaben: 

–
Festlegung und Ausführung der Geldpolitik in den Mitgliedsstaaten,

–
Durchführung von Devisengeschäften, 

–
Halten und Verwalten der offiziellen Währungsreserven der teilnehmenden Mitgliedstaaten und

–
Förderung des reibungslosen Funktionierens der Zahlungssysteme in der EWU. 

Die EZB hat das ausschließliche Recht zur Genehmigung der Ausgabe von Banknoten innerhalb der EWU. 

Die Beitrittsländer der Osterweiterung können erst nach Erfüllung der Konvergenzkriterien der Währungsunion beitreten (voraussichtlich 2007).

Das ESZB kann verschiedene geldpolitische Instrumente zur Erreichung seiner Ziele einsetzen.

· Offenmarktgeschäft
Bei Offenmarktgeschäften werden neben der Emission von Schuldverschreibungen Wertpapierkäufe und -verkäufe sowie der Erwerb von Termineinlagen durch das ESZB durchgeführt. Dabei sind befristete Operationen das wichtigste Instrument, um Zinssätze und die Liquidität am Geldmarkt zu steuern.

Die Offenmarktgeschäfte werden idR in Form von Tendern durchgeführt.


· Fazilitäten (Darlehens- und Kreditgeschäfte) Ständige Fazilitäten dienen dazu, plötzlich anfallende Gelder dem  Markt zu entziehen bzw. bei Finanzierungsbedarf bereitzustellen.

Für die Inanspruchnahme von Fazilitäten gelten im ganzen Euro-Raum gleiche Bedingungen.

· Mindestreserve
Kreditinstitute werden von der EZB angewiesen, bei den nationalen Zentralbanken im Rahmen der Vorschriften des ESZB Mindestreserven zu hinterlegen. Die Höhe der Mindestreservesätze richtet sich im Wesentlichen nach der Summe der  Verbindlichkeiten des Kreditinstituts. Die Guthaben werden verzinst.

Für bestimmte Einlagen (zB mit einer Laufzeit von über zwei Jahren) besteht keine Mindestreserveverpflichtung.

Das Mindestreservesystem des ESZB dient

• der Stabilisierung der Geldmarktsätze bzw.

• der Herbeiführung einer Liquiditätsknappheit.

Von der Mindestreservepflicht können zB in Liquidation oder Sanierung befindliche Institute befreit werden.


Exkurs
Budget der Europäischen Union am Beispiel des Jahres 2004
Für 2004 verfügt die Europäische Union über Haushaltsmittel in Höhe von 109 Milliarden Euro, um ihren Aufgaben nachzukommen.

Der gemeinschaftliche Finanzrahmen basiert auf einer mittelfristigen Ausgabenplanung, die sich aus einer Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat der Union und der Kommission ergibt. In der gegenwärtig geltenden Vereinbarung vom 6. Mai 1999 sind für den Zeitraum 2000–2006 Obergrenzen für die einzelnen großen Ausgabenkategorien festgelegt.

Im Haushaltsplan wird die Höhe der Ausgaben veranschlagt, die jedem Politikbereich, in dem die Europäische Union tätig ist, zugewiesen werden.

Der Haushaltsplan wird in erster Linie über Eigenmittel finanziert, die von den Mitgliedstaaten für die Kommission bereitgestellt werden. Die Eigenmittelobergrenze entspricht 1,27 % des gesamten BSP der Union. Der Haushaltsplan 2002 mit einer Eigenmittelobergrenze von 1,03 % liegt unter dieser Obergrenze.

Die Kommission (siehe Kapitel Europäische und internationale Wirtschaft, Punkt 1.6) ist mit dem Vollzug des Haushaltsplans betraut, wobei sie die einschlägigen Vorschriften respektiert und eine optimale Verwaltung der Gemeinschaftsausgaben anstrebt. Die Durchführung der Gemeinschaftsprogramme obliegt den für den jeweiligen Bereich zuständigen Generaldirektionen und Kommissionsdienststellen, die die für die Finanzierung dieser Gemeinschaftsprogramme veranschlagten Mittel verwalten. Die Generaldirektion Haushalt erlässt die Haushalts- und Finanzvorschriften, bemüht sich um ein ordnungsgemäßes Finanzmanagement innerhalb der Kommission, überwacht das jährliche Haushaltsverfahren und legt den Jahresabschluss vor.
Die Haushaltskontrolle wird in erster Linie von jedem Organ selbst durchgeführt. Der Europäische Rechnungshof (siehe Kapitel Europäische und internationale Wirtschaft, Punkt 1.6.3) führt eine externe Kontrolle durch. Er ist befugt, die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit des Haushaltsvollzugs sowie das ordnungsgemäße Finanzmanagement der Gemeinschaftsorgane zu kontrollieren. Eine politische Kontrolle ist ebenfalls vorgesehen: nach Empfehlung des Rates ist es Aufgabe des Europäischen Parlaments, die Entlastung für die Verwaltung der Gemeinschaftsmittel zu erteilen.

Überblick: Finanzielle Perspektiven der EU, 2000 bis 2006, in Mrd. Euro, zu Preisen von 1999
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2.7.4 Europäische Investitionsbank (EIB)

Die Europäische Investitionsbank ist die Finanzierungsinstitution der Europäischen Union für langfristige Finanzierungen. Ihre Aufgabe ist es, zur Integration, zur ausgewogenen Entwicklung und zum wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt der Mitgliedsländer der Union beizutragen. 

Zu diesem Zweck nimmt sie umfangreiche Mittel auf den Kapitalmärkten auf. Diese stellt sie zu günstigsten Bedingungen für Investitionsvorhaben bereit, wie z.B. zur Erschließung wenig entwickelter Gebiete, zur Modernisierung von Unternehmen und für Vorhaben von gemeinsamem Interesse mehrerer Mitgliedstaaten. 

Außerhalb der Europäischen Union setzt die EIB die Finanzprotokolle zu den Abkommen um, die im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit der Union geschlossen werden.
Ziele der EIB im Operativen Gesamtplan

Die Ziele finden sich im Operativen Gesamtplan (OGP), sie werden der Bank von ihren Gouverneuren vorgegeben. Die strategischen Projektionen können jedoch im dreijährigen Gesamtplan angepasst werden, um neue Mandate oder Veränderungen des wirtschaftlichen Umfelds zu berücksichtigen. Der im Dezember 2001 genehmigte OGP betrifft den Zeitraum 2002-2004. Der Darlehenstätigkeit lagen fünf operative Prioritäten zugrunde: 

· Regionalentwicklung und Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen       Zusammenhalts der EU, 

· Umsetzung der „Innovation-2000-Initiative“, 

· Umweltschutz und Verbesserung der Lebensqualität, 

· Vorbereitung der Beitrittsländer auf die Mitgliedschaft in der EU,
· Entwicklungs- und Kooperationspolitik der EU gegenüber       Partnerländern.
2005 werden neue operative Prioritäten gesetzt. Neben diesen Hauptprioritäten sind im OGP auch grundsatzpolitische Ausrichtungen festgelegt.

Struktur 

Die Mittel zur Darlehensgewährung werden von der EIB auf dem Kapitalmarkt   beschafft. In den Entscheidungsprozessen ist sie daher unabhängig vom Budget der EU.

Die Leitungs- und Kontrollstrukturen der EIB spiegeln diese Unabhängigkeit wider und ermöglichen es ihr, bei ihren Darlehensvergabe- und Mittelbeschaffungsentscheidungen ausschließlich die mit den jeweiligen Projekten verbundenen Vorteile zugrunde zu legen und die besten Möglichkeiten zu nutzen, die auf den Finanzmärkten verfügbar sind.

Europäischer Investitionsfonds (EIF)

Die Tätigkeit des EIF konzentriert sich auf zwei Bereiche Risikokapitalfinanzierungen und Garantien.

2.8 Der Binnenmarkt der Europäischen Union

Seit den Römischen Verträgen, die zur Gründung der EWG geführt haben, ist es ein erklärtes Ziel, den Binnenmarkt in Europa zur wirtschaftlichen und politischen Integration zu verwirklichen. Heute ist der Binnenmarkt eine der wesentlichen Grundlagen der Europäischen Union, er umfasst einen Raum ohne Binnengrenzen und beinhaltet vier wichtige Freiheiten:  Den freien Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr. Daneben spielen die sogenannten flankierenden Politiken, wie der Umweltschutz und die Sozialpolitik, eine wichtige Rolle im Binnenmarkt. 

Die Grundlagen des freien Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs

Das Prinzip der Nichtdiskriminierung
Der EG-Vertrag verbietet „ jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit“, er ist somit eines der Grundprinzipien des Binnenmarktes. 
Die gegenseitige Anerkennung
Die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats sind in ihrer Wirkung den inländischen Rechtsvorschriften gleichzusetzen 
Die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften
Richtlinien zur Harmonisierung der nationalen Vorschriften sichern das gegenseitige Vertrauen unter den Mitgliedstaaten.
Freier Warenverkehr

Im innergemeinschaftlichen Handel sind Zölle und Abgaben gleicher Wirkung sowie mengenmäßige Beschränkungen des Handels und Maßnahmen gleicher Wirkung verboten. Die Beseitigung der Schranken  beinhaltet zugleich ein Stillhalteabkommen, nach dem es den Mitgliedstaaten untersagt ist, derartige Maßnahmen wieder einzuführen. Auch die physischen Barrieren, wie z.B. die Grenzkontrollen und die Zollformalitäten sind (Ausnahmen davon gibt es unter bestimmten Bedingungen) untersagt. 

Freier Personenverkehr

Der Vertrag über die Europäische Gemeinschaft bestimmt im Rahmen der Unionsbürgerschaft, dass jeder Bürger der Union das Recht hat, sich vorbehaltlich bestimmter Bedingungen in jedem Mitgliedstaat frei zu bewegen und aufzuhalten. Richtlinien regeln das Aufenthaltsrecht von Studenten, Rentnern  und Personen, die keiner Erwerbstätigkeit nachgehen. 

Mitgliedstaaten, die die Vereinbarungen von Schengen übernommen haben, garantieren dass alle Personenkontrollen an den Binnengrenzen der Union ungeachtet der Staatsangehörigkeit der Personen aufgehoben sind. Für den Beitritt neuer Mitgliedsländer gibt es idR Übergangsfristen. Einschränkungen des freien Personenverkehrs sind möglich, wenn dies aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt ist.  

Für den Binnenmarkt ist die Freizügigkeit der Arbeitnehmer von großer Bedeutung. Sie umfasst die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen. 

Staatsangehörige des eigenen Staates und Angehörige anderer Mitgliedstaaten sind gleich zu behandeln. Die einzige Ausnahme, die der Vertrag in diesem Zusammenhang vorsieht, betrifft bestimmte Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst. ist.

Freier Dienstleistungsverkehr und Niederlassungsfreiheit
Freier Dienstleistungsverkehr und Niederlassungsrecht sind eng miteinander verbunden. Bürger bzw. Unternehmen anderer Mitgliedstaaten müssen wie  Inländer bzw. ein inländisches Unternehmen behandelt werden. Das bedeutet, dass die Voraussetzungen, die der Bürger oder das Unternehmen erfüllen müssen, die gleichen sein müssen, die auch für einen inländischen Dienstleister bzw. ein inländisches Dienstleistungsunternehmen gelten.

Im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs kann ein Bürger oder ein Unternehmen aus der Gemeinschaft in einem anderen Mitgliedstaat als dem Wohnsitzland Dienstleistungen erbringen. Das Niederlassungsrecht ermöglicht es Selbständigen und Unternehmen aus der Gemeinschaft, sich in einem anderen Mitgliedsland niederzulassen und dort ihre Tätigkeit auszuüben.

Einschränkungen aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit eingeschränkt sind möglich.

Bestimmte Bereiche wie das Verkehrs-, das Banken- und das Versicherungswesen werden gesondert geregelt. 

Freier Kapitalverkehr
Grundsätzlich verbietet der Vertrag Einschränkungen des freien Kapitalverkehrs (z.B. bei Geldveranlagungen oder Investitionen) und des Zahlungsverkehrs.

Trotzdem haben die Mitgliedstaaten das Recht, die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um Zuwiderhandlungen gegen innerstaatliche Rechtsvorschriften, insbesondere auf dem Gebiet des Steuerrechts und der Aufsicht über Finanzinstitute zu verhindern. Auch Meldeverfahren für den Kapitalverkehr um administrative oder statistische Informationen zu sammeln oder Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit gerechtfertigt sind, sind erlaubt. 

Mit der Verwirklichung der Währungsunion entstand 1999 ein „echter Europäischer Binnenmarkt“.

2.9 Außenhandel in der Europäischen Union

Der EWG-Vertrag hat die Mitgliedstaaten zu einer Zollunion verbunden. Der Warenverkehr kann sich ungehindert entfalten und ein gemeinsamer Außenzoll wird auf die Einfuhren aus Drittländern erhoben.

Die gemeinsame Handelspolitik ist zu einem der wichtigsten Politikbereiche der Gemeinschaft geworden. Durch die mehrfachen Erweiterungen und die Konsolidierung des gemeinsamen Binnenmarktes kam es zur Stärkung der Position der Gemeinschaft. Sie wurde zu einem attraktiven Handelspartner und ermöglichte ihr eine Einflussnahme auf die Verhandlungen im Rahmen bilateraler Beziehungen mit Drittländern oder multilateraler Beziehungen innerhalb des GATT (heute WTO). Auf diese Weise hat die Union schrittweise ein dichtes, weltumspannendes Netz von Handelsbeziehungen geknüpft. 

Heute steht die Europäische Union weltweit an der Spitze des internationalen Handels, vor den Vereinten Nationen und Japan. Die EU ist etwa an 20% des Welthandels beteiligt. 

Instrumente der europäischen Handelspolitik 

Der gemeinsame Außenzoll

Auf Waren, die aus Drittländern eingeführten werden wird ein einheitlicher Zollsatz erhoben, und zwar unabhängig davon, welcher Mitgliedstaat Empfänger der Waren ist.
Der gemeinsame Außenzoll gewährt allen Mitgliedstaaten einen einheitlichen Schutz gegenüber Drittländern und stellt de facto eine Gemeinschaftspräferenz her (da auf die Einfuhren aus anderen Mitgliedstaaten kein Zoll erhoben wird, werden sie automatisch günstiger behandelt als Importe aus Drittländern).

Handelspolitischen Schutzinstrumente

Antidumping

Zweck der Antidumping-Politik ist es, dafür zu sorgen, dass Waren nicht zu einem Preis ausgeführt werden, der unter dem auf dem Binnenmarkt verlangten Preis liegt.
Antisubventionspolitik

Mit der Antisubventions-Politik soll verhindert werden, dass Produkte zu künstlich niedrig gehaltenen Preisen eingeführt werden, die durch öffentliche Subventionen in dem Ausfuhrdrittstaat ermöglicht werden.
Verordnung über Handelshemmnisse und Schutzmaßnahmen

Die Europäische Union kann die Menge der Wareneinfuhren durch Schutzmaßnahmen begrenzen. Erzeuger in der Gemeinschaft sollen durch übermäßig steigende  Einfuhren keinen  Schaden nehmen.
Präferenzabkommen und multilaterale Verhandlungen

Die EU unterhält zu bestimmten Ländern oder Ländergruppen „besonderen Beziehungen“. Diesen Partnerländern werden durch den Abschluss präferenzieller Handelsabkommen günstigere Bedingungen im Warenaustausch eingeräumt. Bei dieser Vorzugsbehandlung handelt es sich um Ausnahmen von der Meistbegünstigungsklausel, die von der WTO genehmigt wurden.


Überblick: 

Güteraustausch innerhalb der EU-15 und mit Drittstaaten, 1997 und 2002
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Quelle: Eurostat, Außenhandel mit anderen EU-Staaten, Außenhandel mit Drittstaaten, 2004. 

Zahlungsbilanz der Europäischen Union

Die Zahlungsbilanz der Europäischen Union ist so wie die österreichische Zahlungsbilanz eine wertmäßige Aufzeichnung aller ökonomischen Transaktionen zwischen Inländern und Ausländern in einem bestimmten Zeitraum.

Als Inländer gelten alle Personen, die ihren ständigen Wohnsitz im Inland haben. Dabei spielt es keine Rolle, welche Staatsangehörigkeit sie haben. Alle übrigen Personen, natürliche und juristische Personen gelten als Ausländer. 

Transaktionen, die zu Zahlungseingängen (Einnahmen) im Inland führen, werden auf der Habenseite (Aktiv- oder Credit-Seite) gebucht, alle Transaktionen, die zu Zahlungsausgängen (Ausgaben) führen, werden auf der Sollseite (Passiv- oder Debit-Seite) gebucht.


Struktur der Zahlungsbilanz der EU

Einnahmen und       Kapitalimporte

Ausgaben und       Kapitalexporte

Warenausfuhr

Wareneinfuhr

Dienstleistungen (Einnahmen)

Dienstleistungen (Ausgaben)

Außenbeitrag 

zum BIP

Leistungsbilanz
Erwerbs- und

Vermögenseinkommen

(empfangene Faktoreinkommen)

Erwerbs- und 

Vermögenseinkommen

(geleistete 

Faktoreinkommen)

Außenbeitrag 

zum BSP

laufende Übertragungen (empfangen)

laufende Übertragungen (geleistet)

Saldo aus Ersparnis 

und Nettoinvestitionen
Vermögensübertragungen

(empfangen)

Vermögensübertragungen

(geleistet)

Finanzierungs

saldo

Kapitalbilanz
Kapitalimporte

(Zunahme der Verbind- lichkeiten gegenüber dem Ausland bzw. Abnahme von Forderungen an das Ausland)
Kapitalexporte

(Zunahme von Forde- rungen an das Ausland bzw. Abnahme von Verbindlichkeiten gegen- über dem Ausland)
Devisenbilanz
Verminderung der Nettoposition der Notenbank gegenüber dem Ausland (einschließlich Goldverkäufe)

Erhöhung der 

Nettoposition der Notenbank gegenüber dem  Ausland (einschließlich Goldkäufe)
Um die Salden in den Teilbilanzen richtig zu beurteilen, müssen auch die Ursachen  ihrer Entstehung berücksichtigt werden.

Beispiele:

Ein Leistungsbilanzdefizit, das durch anhaltend hohe Konsumgütereinfuhren entsteht, kann ein Land in Schwierigkeiten bringen, da es „über seine Verhältnisse“ lebt. In diesem Fall werden Güter konsumiert, die nicht im eigenen Land hergestellt wurden.

Sind dagegen hohe Investitionsgüterimporte die Ursache für ein Leistungsbilanzdefizit, kann damit eine Beschleunigung des Wirtschaftswachstums verbunden sein.

3 Europäischer Verbraucherpreisindex (HVPI)

Neben den nationalen Indices in den Ländern der EU wird auf der Grundlage einer harmonisierten Methodik  in den Mitgliedstaaten der Harmonisierte Verbraucherpreisindex erstellt. Er ist die wichtigste Messgröße für die Geldstabilität in den Euroländern und gibt Auskunft über die Konvergenz in der EU. Den Finanzmärkten dient der HVPI als wichtige Vergleichsgröße zwischen den Mitgliedstaaten. 

Es wurde vereinbart, den HVPI als Preisindex zu berechnen, der auf den Preisen für Waren und Dienstleistungen beruht, die zu direkten Befriedigung der Verbraucherbedürfnisse im Wirtschaftsgebiet des Mitgliedstaats zum Kauf angeboten werden. 

Erfassungsbereich des HVPI, Gewichte und Preise

Der Erfassungsbereich des HVPI schließt die Waren und Dienstleistungen ein, die die Konsumausgaben der privaten Haushalte ausmachen. 

Die Konsumausgaben der privaten Haushalte sind derjenige Teil des letzten Verbrauchs, der

– von den privaten Haushalten  (unabhängig von deren Nationalität oder Wohnort)

– durch monetäre Transaktionen,

– im Wirtschaftsgebiet des Mitgliedstaates,

– für Waren und Dienstleistungen, die dem unmittelbaren Verbrauch dienen,

– in einem bestimmten Zeitraum

herbeigeführt wird.

Die im HVPI verwendeten Preise sind die Preise, die von den privaten Haushalten zum Kauf einzelner Waren und Dienstleistungen gezahlt werden.

Der Anschaffungspreis ist der Preis, den der Käufer zum Zeitpunkt der Anschaffung des Produkts tatsächlich entrichtet, 

Die Gewichte für den HVPI sind die aggregierten Ausgaben der privaten Haushalte für jedes Sortiment von vom HVPI erfassten Waren und Dienstleistungen, angegeben als Anteil an den Gesamtausgaben für alle zum Erfassungsbereich gehörenden Waren und Dienstleistungen.

3.3. Berechnung des HVPI

Die relative Verteilung der Verbraucherausgaben für einzelne Produkte ist von Land zu Land unterschiedlich. Es gibt daher keinen einheitlichen Korb, der für alle Mitgliedstaaten gilt. 

Die zur Berechnung der HVPI verwendeten Gewichte können auf einen Referenzzeitraum von bis zu sieben Jahren vor dem aktuellen Jahr bezogen sein. Für besonders große Veränderungen in den Ausgabenstrukturen müssen allerdings jährliche Anpassungen vorgenommen werden. Dadurch werden mögliche Abweichungen aufgrund unterschiedlicher  Aktualisierungsintervalle auf ein Mindestmaß beschränkt.


Um die HVPI untereinander einigermaßen im Gleichschritt zu halten und in Bezug auf die Marktentwicklung aktuell zu sein, müssen neue Produkte aufgenommen werden, sobald sie eine signifikante relative Bedeutung erlangen. 

Zur Berechnung der HVPI  werden bestimmte Formeln verwendet. Der HVPI-EWU wird berechnet als gewichteter Durchschnitt der HVPI der zwölf Länder der Eurozone. Die Berechnung erfolgt als jährlicher Kettenindex, so dass sich die Ländergewichte von Jahr zu Jahr ändern können. Die Gewichtung eines Mitgliedstaates ist gleich dem Anteil der Konsumausgaben seiner privaten Haushalte am EWU-Gesamt. 

Von EUROSTAT verbreitete HVPI

Die Analyse des Inflationsdrucks nach seinen Quellen macht eine Untergliederung der HVPI in Komponenten erforderlich, die sich auf die verschiedenen Produktgruppen beziehen. Eurostat veröffentlicht etwa hundert Teilindizes und Gewichte. 

3.3 HVPI und nationaler österreichischer VPI

Aus verschiedenen Gründen stimmen HVPI und VPI nicht überein. Z.B. beträgt die gegenwärtige Inflationsrate (Februar 2005) nach dem Harmonisierten Verbraucherpreisindex der EU 2,3 %, dagegen der „österreichische“ VPI 2,8 %.

Die Unterschiede ergeben sich z.B. aus der verschiedenen Gewichtung der Waren und Dienstleistungen, aber auch aus den unterschiedlichen Preisen, deren Entwicklung unterschiedlich berechnet wird.  Dazu tritt, dass der Warenkord des VPI auf das Konsumverhalten der in Österreich ansässigen Bevölkerung berücksichtigt, während sich der HVPI auch auf den Konsum der Touristen in Österreich bezieht.

Folgende Übersicht verdeutlicht beispielsweise die Unterschiede anhand verschiedener Güter:

Index

(Februar 2005)

Höhere Gewichtung bei …

Unterschiedliche

Preisentwicklung bei …

Unterschiedliche Berechnungs-methoden bei …

HVPI  2,3 %

Ölpreis, Auto,

-

-

VPI 

2,8 %

Wohnen 

Miete, Energie,  Wasser, Eigentums-wohnungen, Dienstleistungen beim Wohnen wie Betriebskosten

Nahrungsmittel, Tabak, Getränke 

Zusammenfassung

Europäische Union

Supranationale Organisation von 25 demokratischen Ländern Europas:

· Wirtschaftliche Gemeinsamkeiten

· Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

· Zusammenarbeit in Justiz und Inneres

Organe der EU

- Europäisches Parlament

- Rat der Europäischen Union (Ministerrat)

- Europäische Kommission

- Europäischer Gerichtshof

- Europäischer Rechnungshof

- Europäischer Rat

Beratende Organe der EU

- Wirtschafts- und Sozialausschuss

- Ausschuss der Regionen

Europäische Währungsunion

Zusammenschluss von 12 Mitgliedstaaten im ESZB mit einheitlicher Währungs- und Geldpolitik

Finanzinstitutionen der EU

- Europäische Zentralbank

- Europäische Investitionsbank

Europäischer Binnenmarkt

- Freier Warenverkehr

- Freier Personenverkehr

- Freier Dienstleistungsverkehr und Niederlassungsrecht

- Freier Kapitalverkehr

Außenhandel der EU

Instrumente:

- Gemeinsamer Außenzoll

- Antidumping

- Antisubventionspolitik

- Verordnung über Handelshemmnisse und Schutzmaßnahmen

HVPI

Harmonisierter Verbraucherpreisindex der Europäischen Union























































Anmerkung


Außerhalb Europas gehören zur EU: Madeira und die Azoren (P); die Kanarischen Inseln sowie die spanischen Enklaven in Nordafrika Cëuta und Melilla (E); Guadeloupe und Martinique in der Karibik, Französisch-Guyana in Südamerika  und La Réunion im Indischen Ozean (alle F);





Der EU nur angeschlossen sind alle autonomen, halb autonomen oder abhängigen Gebiete, die zu EU-Mitgliedstaaten gehören wie die Falkland-Inseln, St. Helena, Niederländische Antillen, die fran�zösischen Überseeterritorien/T.O.M. (Territoires d' outre Mer), Französisch-Polynesien, St. Pierre und Miquelon.





Zum Zollgebiet der EU, nicht aber zur Gemeinschaft selbst, gehören die Isle of Man, die Kanal�inseln (beide UK), Monaco und San Marino.





Nicht zur EU gehören folgende in ihrem geografischen Gebiet liegende Staatsgebiete: Andorra, Färöer, Vatikanstadt, Gibraltar und Grönland.








































































































Ministerrat:


Der Rat tagt je nach dem auf der Tagesordnung stehenden Thema in unterschiedlicher Zusammensetzung, zB als Rat „Wirtschafts- und Finanzfragen“ oder als Rat „Landwirtschaft“, Rat „Sozialfragen“.








Websites für Interessierte:


www.europa.eu.int




















Aufbau der EU-Kommission


Generalsekretariat mit


23 Generaldirektionen wie:


– Generaldirektion Binnenmarkt,


– Generaldirektion Wissenschaft, Forschung und Entwicklung





Kontrollrechte des Parlaments:


o Fragerecht an die Mitglieder der Europäischen Kommission.


o Misstrauensvotum: Mit Zweidrittelmehrheit kann die Kommission zum Rücktritt veranlasst werden.


o Ratsbeschlüsse: Es nimmt zu Vorschlägen der Kommission Stellung, bevor der Rat beschließen kann.


o Internationale Abkommen: Es muss vor der Erweiterung der Gemeinschaft und vor dem Abschluss inter�natio�naler Abkommen die Zustimmung des Europäischen Parlaments eingeholt werden.


o Budget: Es entscheidet über den Haushaltsentwurf der Gemeinschaft und kontrolliert schließlich seine Ausführung.



































Generalsekretariat (ca. 2 000 Beamte)


und


Ausschuss Ständiger Vertreter





Nichtdiskriminierung bedeutet, dass z.B. im freien Warenverkehr eine importierte Ware nicht anders behandelt werden darf als eine inländische Ware. 





Gemeinschaftliche Rechtsvorschriften:


Der EG-Vertrag sieht  die „Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften soweit dies für das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erforderlich ist" vor.





Maßnahmen gleicher Wirkung sind Handelsbestimmungen der Mitgliedstaaten, die den Gemeinschaftshandel behindern.


�


Freier Warenverkehr





Wirkung nach innen:


Abschaffung der Zölle.


Wirkung nach außen:


Gemeinsamer Zolltarif











�


Freier Personenverkehr garantiert einen � HYPERLINK "http://www.europa.eu.int/scadplus/leg/de/s22004.htm" �Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts� .


























Durch Finanzierungsfazilitäten wird Liquidität vermehrt, bei Einlagefazilitäten abgebaut. Bedingung: vorgegebener Zinssatz und refinanzierungsfähige Sicherheit (zB ESZB-Schuldverschreibungen, sonstige marktfähige 


Schuldtitel).












































Ausgabenkategorien:


–	Landwirtschaft 


–	Strukturpolitische Maßnahmen 


–	Interne Politikbereiche 


–	Externe Politikbereiche 


–	Verwaltung 


–	Reserven 


-  Hilfe zur Vorbereitung auf den Beitritt.



















































































Preise:


Darunter ist der Anschaffungspreis zu verstehen. Es ist der Preis 


einschließlich aller Steuern und abzüglich  Subventionen und Rabatten, abzüglich Zinsen oder Dienstleistungsentgelten im Rahmen von Kreditvereinbarungen abzüglich jedweder Extragebühren wegen Nichtbezahlung innerhalb des zum Zeitpunkt der Anschaffung festgelegten Zahlungszeitraumes.





Gewichtung:


Die Gewichtung des HVPI muss hinreichend aktuell sein, um dem Vergleichbarkeitserfordernis bei gleichzeitiger Vermeidung der Kosten für häufiger als alle fünf Jahre durchgeführte Erhebungen über die Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte zu entsprechen.





Nach dem Vertrag von Maastricht ist das Ziel des HVPI, die Inflation mittels des Verbraucherpreisindex auf vergleichbarer Grundlage unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Definitionen in den einzelnen Mitgliedstaaten zu messen.

















Berechnung des HVPI: 


Die Kosten für selbstgenutztes Wohneigentum, werden nicht als Teil des Inflationsprozesses angesehen

























































































Gemeinschaftspräferenz = zollrechtliche Bevorzugung der Mitgliedstaaten











Antidumping und Antisubventionspolitik


Haben  zur Folge, dass auf Einfuhren, mit denen gegen Vorschriften verstoßen wird, während einer gewissen Frist Zölle erhoben werden.





Anmerkung


Alle hier genannten Instrumente unterliegen den Regeln der WTO und entsprechen ihnen.














Präferenzabkommen der EU: 


Europäische Wirtschaftsraum (mit Norwegen, Island und Liechtenstein. 


Abkommen mit den Mittelmeerstaaten


Abkommen von Lomé mit den AKP-Staaten (Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean).
























































































































































Bedingung für die Dienstleistungsfreiheit ist, dass der Dienstleister in einem Mitgliedstaat der EU niedergelassen ist.





Ausnahmen:


Dienstleistungen, die mit der Ausübung öffentlicher Gewalt verbunden sind, sind von der Dienstleistungsfreiheit ausgeschlossen.








�


Freier Dienstleistungsverkehr


.














�


Freier Kapitalverkehr





Innerstaatliche Ordnungsmaßnahmen und Verfahren dürfen jedoch weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch eine verschleierte Beschränkung des freien Kapital- und Zahlungsverkehrs darstellen.














































































































Eurostat ist das Statistische Amt der EU mit dem Sitz in Luxemburg.





Die Kommission (durch Eurostat) veröffentlicht zum Beispiel monatlich:


– den Gesamt-HVPI für alle EU-Mitgliedstaaten plus Island und Norwegen,


– den Europäischen Verbraucherpreisindex (EVPI),


– den VPI für die Europäische Währungsunion (VPI-EWU),


– den  VPI für den Europäischen Wirtschaftsraum (VPI-EWR).




















Anmerkung:


Nähere Angaben zum österreichischen VPI finden Sie im Kapitel „Konsum“









































EU-Gerichtshof:


25 Mitgliedern (ein Richter je Mitgliedsstaat).


Die Richter wählen einen Präsidenten des Gerichtshofes. Generalanwälte unterstützen den Gerichtshof. 








Bereits vor der Erweiterung war der in Pro-Kopf-BIP gemessene Wohlstand der zehn dynamischsten EU-


Regionen fast dreimal so hoch wie der der zehn am wenigsten entwickelten Regionen.





Die wohlhabendsten Gebiete sind durchweg Städte - London, Hamburg und Brüssel.








Ausschuss der Regionen besteht aus 


222 Mitgliedern, Österreich entsendet 12(?). Die  Mitglieder sind Vertreter kommunaler und regionaler Gebietskörperschaften.





Fachkommissionen des AdR, wie z.B. in der Kommission 2, Planung für den ländlichen Raum, Landwirtschaft, Jagd, Fischerei etc., in der Kommission 4, Städtepolitik oder in der Kommission 7, Europa der Bürger, Forschung, Kultur, Jugend und Verbraucher.








 www.interreg.net 





� INCLUDEPICTURE "http://www.europa.eu.int/pol/images/overview/regional.jpg" \* MERGEFORMATINET ���


Der Regionalfonds trägt zur Finanzierung der U-Bahn von Athen bei.








Für jede Währung, die am EWS II teilnimmt, wird ein Leitkurs gegenüber dem Euro festgelegt. Die Bandbreite beträgt ±15 %. Eine mindestens zweijährige Teilnahme ist zwingend Voraussetzung für die Übernahme des Euro.



























































� HYPERLINK "http://www.ecb.int/ecb/orga/escb/html/image12.de.html" \o "Link to:" �� INCLUDEPICTURE "http://www.ecb.int/ecb/orga/escb/shared/img/12.jpg" \* MERGEFORMATINET ����


Der EURO-Tower der EZB in Frankfurt/Main





� HYPERLINK "http://www.ecb.int/" \o "Logo - Link to homepage" �� INCLUDEPICTURE "http://www.ecb.int/shared/img/ecblogo_en.gif" \* MERGEFORMATINET ����Logo der EZB

















































































































Anmerkung:


Beim Tenderverfahren finden Wertpapierauktionen statt, wobei die Effektiv-verzinsung der Papiere über den Markt bestimmt wird. ZB die Zentralbank bietet eine bestimmte Menge eines Wertpapieres an, die Nachfrager geben an, welche Menge sie zu welchem Preis abzunehmen bereit sind.











Anmerkung


Das ESZB besteht aus der Europäischen (EZB) und den Zentralbanken der Euro-12-Staaten.









































































































































	























Rechtliche Grundlage:


Die Grundzüge sind dem Programm von Lissabon entnommen, das auf Grund einer Empfehlung des Rates umgesetzt werden soll.




















Programm von Lissabon


2000: Beschluss der Union, die Prozesse zur Koordinierung  der Wirtschaftspolitik mit der Beschäftigungspolitik rationeller zu gestalten.
























































Antizyklische Wirtschaftspolitik:


Ziel ist,  die automatischen Stabilisatoren über den Konjunkturzyklus hinweg symmetrisch wirksam werden zu lassen (siehe Kapitel Konjunkturlehre)





































































































Beispiele:


- Durch Marktöffnung,


- Umlenkung staatl. Beihilfen;





Beispiel:


 Rasche Umsetzung von Kapital-Aktionsplänen





Beispiel:


Durch Steigerung der (privaten wie öffentlichen) Ausgaben für � HYPERLINK "http://europa.eu.int/scadplus/printversion/de/s23000.htm" �Forschung und Entwicklung (FuE)�





Beispiele:


- Aufstockung der Investitionen in wachstumssteigerndes Sach- und Humankapital und Wissen,


- Verbesserung der Effizienz des öffentlichen Sektors.


















































Abbau von Anreizen 


 wie z.B. 


sektorale Beihilfen, Steuerbefreiungen 





Steuersystem:


Es soll den durch den Verkehr verursachten Umweltschäden und sozialen Kosten besser Rechnung getragen werden und eine Stärkung des Güterschienenverkehrs erreicht werden.





Kyoto-Protokoll:


Z.B. durch Umsetzung des � HYPERLINK "http://europa.eu.int/scadplus/printversion/de/lvb/l28012.htm" �Emissionshandelssystems für Treibhausgase� 





















































Integration:


Genaueres siehe  Kapitel wirtschaftliche Integration.








 Langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen durch ….





Reform der Rentensysteme





Verringerung der Staatsverschuldung 





Strikte Haushaltsdisziplin 
























































Für alle Mitgliedstaaten und für den Gemeinschaftshaus-halt








Europäischer Gerichtshof









































Beispiele für grundsatzpolitische Ausrichtung:


- Finanzierung von Kapitalmarktunternehmen (KMU) im Rahmen von Globaldarlehen und Risikokapitaloperationen, 


- Transeuropäische Verkehrs- und Energienetze (TEN), 


- Entwicklung des Humankapitals.





Beispiele: 


Die Risikokapitalinstrumente des EIF umfassen Beteiligungen an Risikokapitalfonds und Inkubatoren, die KMU-insbesondere technologieorientierte Unternehmen in der Frühphase - unterstützen; 


Die Garantieinstrumente des EIF umfassen die Bereitstellung von Garantien für von Finanzinstituten an KMU vergebene

















Mitgliedstaaten mit höherer als 60%-iger Staatsverschuldung ihres BIP sollen sich rasch dem Referenzwert nähern





Durch längeres Arbeitsleben,


durch Finanzierung zusätzlicher Altersversorgungen















































Beispiele für grundsatzpolitische Ausrichtung:


- Finanzierung von Kapitalmarktunternehmen (KMU) im Rahmen von Globaldarlehen und Risikokapitaloperationen, 


- Transeuropäische Verkehrs- und Energienetze (TEN), 


- Entwicklung des Humankapitals.























Beispiele: 


Die Risikokapitalinstrumente des EIF umfassen Beteiligungen an Risikokapitalfonds und Inkubatoren, die KMU-insbesondere technologieorientierte Unternehmen in der Frühphase - unterstützen; 


Die Garantieinstrumente des EIF umfassen die Bereitstellung von Garantien für von Finanzinstituten an KMU vergebene




















Rechtsstaat-lichkeit





Europäische Identität





Binnenmarkt / Zollunion





Gemeinsame Politiken





Kohärenz- und Kontinuitätsgebot





Weiterentwicklung der Integration





Gemeinsame Europäische Werte





Subsidiarität / Einheit in der Vielfalt








Europäisches Parlament





Europäische Zentralbank





Ministerrat der Europäischen Union





Europäische Investitionsbank





Europäische Kommission





Wirtschafts- und Sozialausschuss





Europäischer Rat








Ausschuss der Regionen





Europäischer Rechnungshof





Beispiele Ziel 1:


BIP pro Kopf liegt unter 75% des Gemeinschaftsdurchschnitts, das sind z.B. Regionen in äußerster Randlage wie Azoren, Madeira, und franz. überseeische Departements oder Gebiete mit extrem niedriger Bevölkerung  im Norden Finnlands und Schwedens.


Beispiele Ziel 2:


Gebiete mit rückläufiger industrieller Entwicklung, von Fischerei abhängige Krisengebiete und Problemgebiete in Städten.


Beispiel Ziel 3: 


Hier werden Mittel im Rahmen der europäischen Beschäftigungsstrategie verwendet, wie z.B. für  Initiativen und Programme zur Schaffung von Arbeitsplätzen  und zur Modernisierung der Schul- und Berufsbildungssysteme sowie in andere Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung.





 INTERREG: 


Förderung der grenzüberschreitenden, transnationalen und   interregionalen Zusammenarbeit.


 LEADER:


Förderung der Entwicklung des ländlichen Raumes.


 EQUAL:


Entwicklung neuer Methoden zur Bekämpfung von Diskriminierung und Ungleichheiten jeglicher Art beim Zugang zum Arbeitsmarkt


 URBAN:  


Wirtschaftliche und soziale Wiederbelebung von Städten und Stadtteilen.











.














Wechselkurssysteme:


Siehe Kapitel „Weltwährungsfragen und internationale Währungsbeziehungen – IMF.
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